
Anja Mikus legt für den
Staat das Geld an, mit
dem einst der Atommüll
entsorgt werden soll. 
Bisher hat sie Erfolg –
der Fonds kann zum 
Vorbild für weitere
Staatsfonds werden

Er ist nicht gerade für Zurück-
haltung und dezente Kritik be-
kannt. Im Gegenteil: Als Prä-
sident der Deutschen Bundes-
bank von 2004 bis 2011 war Weber
eine der Schlüsselfiguren wäh-
rend der Euro-Krise – und be-
mängelte schon damals lautstark
die Entscheidungen der EZB.
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Es könnte so schön sein, dem größten
Autokonzern der Welt vorzustehen.
Stattdessen kämpft Volkswagen-ChefHerbert Diess an allen Fronten. Ge-
rade erst wurde er von der Staats-
anwaltschaft Braunschweig ange-
klagt, die Aktionäre „vorsätzlich zu
spät“ über die Dieselaffäre informiert
zu haben. Diess war damals, 2015,
Chef der Marke Volkswagen. Außer-
dem zwingen die Klima-Diskussionen
den 60-Jährigen dazu, Volkswagen so
schnell wie möglich in einen „Digital-
und Elektrokonzern“ zu verwandeln.
Und dann ist da auch noch der Ärger
mit dem VW-Werk in der Türkei. Da
dürfte es Diess richtig freuen, in der
kommenden Woche wenigstens ein
Mal einfach nur Auto-Chef sein zu
dürfen. Am Donnerstag stellt er den
neuen VW Golf VIII vor. Ein Auto
mit Verbrennungsmotor zwar, aber
immerhin mit digitalem Cockpit. WS
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Montag: Der US-Motorradbauer Har-ley-Davidson hat die Produktion und
Auslieferung seines ersten Elektro-
Motorrads gestoppt. Grund seien Pro-
bleme bei letzten Qualitätschecks. 

Dienstag: Der boomende Flugverkehr
und gesunkene Spritpreise haben Uni-ted Airlines im dritten Quartal trotz
der Probleme mit Boeing 737 Max
überraschend gute Geschäfte beschert.
Der Umsatz kletterte um gut drei Pro-
zent auf 11,4 Milliarden Dollar.

Mittwoch: Der Olymp-Chef warnt vor
einer autofreien Stuttgarter Innen-
stadt. Das werde sich negativ auf Ab-
satzchancen auswirken. Er befürchtet,
dass Kunden abgeschreckt werden,
wenn sie ihre Einkäufe nicht mehr mit
ihrem Wagen nach Hause bringen
können.

Donnerstag: Apple, Google, Amazon
und Microsoft bleiben in der Rangliste
der Marktforschungsfirma Interbrand
die wertvollsten Marken der Welt. Für
Apple berechnete die Studie einen
Markenwert von 234 Milliarden Dollar.

Freitag: Der US-Autohersteller Ford
will gemeinsam mit VW und Amazon
mehr als 35.000 Ladestationen für
Elektroautos in Nordamerika betrei-
ben. Dabei handelt es sich um das
größte Netz dieser Art in der Region.

WOCHENBILANZ

D er Kampf um den knappen
Nachwuchs im Handel erreicht
eine neue Dimension. Der Dis-

counter Lidl will Auszubildenden in
Deutschland künftig eine Mindestver-
gütung von 1000 Euro monatlich zah-
len. Das kündigte Personalchef Jens
Urich im Gespräch mit WELT AM
SONNTAG an. „Wir glauben fest daran,
dass wir durch faire Bezahlung die bes-
seren Mitarbeiter bekommen. Und die
Azubis von heute sind die Fach- und
Führungskräfte von morgen.“ Deshalb
sei es klug, die Mitarbeiter der Zukunft
früh an das Unternehmen zu binden.

VON MICHAEL GASSMANN

In der kommenden Woche berät der
Bundestag über eine Anhebung der ge-
setzlichen Mindestvergütung für Auszu-
bildende auf 515 Euro monatlich. Einigen
Verbänden ist schon das zu viel. So kriti-
sierte der Zentralverband des Deutschen
Handwerks (ZDH) den Plan als „poten-
ziell systemgefährdend“, weil Kleinbetrie-
be sich aus der Ausbildung zurückzögen.

„Die geplante Anhebung der gesetzli-
chen Mindestausbildungsvergütung
geht in die richtige Richtung, aber es ist
ein kleiner Schritt“, sagte der Lidl-Per-
sonalchef dagegen. Rund tausend Euro
können Auszubildende in etlichen Beru-
fen verdienen, darunter viele Metallbe-
arbeitungs-, Technik- oder Bauberufe.

Im Handel ist das übliche Niveau je-
doch niedriger. Lidl habe bereits frei-
willig mehr gezahlt und stocke nun um
50 auf 1000 Euro auf. Im zweiten Aus-
bildungsjahr steige die Vergütung auf
1100, im dritten auf 1250 Euro. Die Än-
derung trete Anfang kommenden Jah-

res in Kraft und gelte für die gesamte
Schwarz-Gruppe. Zum größten deut-
schen Handelsunternehmen mit 104
Milliarden Euro Umsatz (2018) zählt
auch die SB-Warenhauskette Kaufland.
Lidl beschäftige derzeit rund 3500 Azu-
bis plus 300 dual Studierende.

Eine überdurchschnittliche Bezah-
lung auch der regulären Mitarbeiter
liege im Eigeninteresse des Unterneh-
mens, betonte Urich: „Der gute Ar-
beitsmarkt und die Bevölkerungsent-
wicklung haben dazu geführt, dass wir
in allen Beschäftigungsgruppen um die
besten Mitarbeiter kämpfen müssen.“
Die letzten Tarifabschlüsse im Einzel-
handel aus den Jahren 2017 und 2018
von 2,3 bzw. zwei Prozent hatte das
Unternehmen auf je plus drei Prozent
aufgerundet.

Doch die Schere innerhalb der Bran-
che geht immer weiter auseinander. Die
Mehrzahl der Firmen hat sich unter er-
heblichem Kostendruck bereits völlig
aus der Tarifbindung zurückgezogen.
Nach Angaben des Handelsverbands
Deutschland (HDE) arbeiten nur noch

36 Prozent der Beschäftigten des Ein-
zelhandels in einem tarifgebundenen
Unternehmen. 

„Das ist eine erschreckende Zahl, die
nicht dazu beiträgt, den Handel als Ar-
beitgeber attraktiv zu machen“, sagte
Urich. „Deshalb ist aus unserer Sicht
die Allgemeinverbindlichkeit von Tarif-
verträgen notwendig.“ Das würde be-

deuten, dass zwischen Gewerkschaften
und Arbeitgeberverbänden ausgehan-
delte Tarifverträge auch von Unterneh-
men angewendet werden müssten, die
dem Arbeitgeberverband nicht angehö-
ren. Das Bundesarbeitsministerium
kann zu dem Instrument in Abstim-
mung mit Verbänden und Gewerk-
schaft greifen, wenn es zu dem Schluss
kommt, dass dies im öffentlichen Inte-
resse liegt. 

Mit seiner Forderung steht Urich
quer zum Branchentrend. So haben
sich mit Real und Kaufhof erst kürzlich
zwei große Unternehmen aus der Tarif-
bindung verabschiedet, um finanzielle
Spielräume für ihre Sanierung zu ge-
winnen. Urich hält dies für den fal-
schen Weg. „Wenn ein Unternehmen
nur noch dadurch im Wettbewerb be-
stehen kann, dass es zulasten der wich-
tigsten Ressource – der Mitarbeiter –
Kosten senkt, dann steht es um die Zu-
kunft dieses Unternehmens schlecht.“
Das Geheimnis erfolgreicher Unter-
nehmen, sagte er, „ist Effizienz, nicht
Lohndumping“.

Personalchef wettert
gegen Lohndumping
und fordert
verbindliche Tarife für
alle Handelsfirmen

Lidl lockt Azubis mit 1000 Euro im Monat

D raußen art déco,
drinnen Hosenan-
zug, das ist unfrei-
willig komisch.
Erst vor wenigen
Wochen ist die
Chefin des ersten

deutschen Staatsfonds mit ihren Mit-
arbeitern in das frisch sanierte Gebäu-
de gezogen.

Auf den meisten Schreibtischen
steht nichts außer einem Computer,
ansonsten viel Glas, viel Stahl, keine
Gemälde an den Wänden, nur ein paar
Whiteboards mit Filzstiften in der Ab-
lage. In dieser Atmosphäre nüchterner
Geschäftigkeit werden sie verwaltet:
jene 24,1 Milliarden Euro, die von den
Betreibern der deutschen Kernkraft-
werke vor gut zwei Jahren an den
„Fonds zur Finanzierung der kerntech-
nischen Entsorgung“, kurz Kenfo,
überwiesen wurden. Mit diesem Geld
sollen die Zwischen- und Endlagerung
des radioaktiven Abfalls aus den bald
stillgelegten Kernkraftwerken bezahlt
werden, bis zum Ende des Jahrhun-
derts. Dafür müssen Mikus und ihr auf
22 Kollegen angewachsenes Team den
Betrag so geschickt in Aktien, Anlei-
hen, Immobilien und Firmenbeteili-
gungen investieren, dass eine jährliche
Rendite von rund 3,5 Prozent heraus-
kommt.

Bislang läuft es gut. „Auch im Nied-
rigzinsumfeld haben wir richtig Geld
verdient“, sagt Mikus. Bis Ende Sep-
tember sei durch Zinsen, Dividenden
und Kurszuwächse ein Betrag von 676
Millionen Euro zusammengekommen.
„Die Rendite auf das schrittweise in-
vestierte Kapital liegt bei 7,5 Prozent
pro Jahr“, so die gebürtige Nordhessin.
Nach Abzug sämtlicher Kosten habe
der Fonds seit seinem Start eine halbe
Milliarde Euro erwirtschaftet. 

Mit diesen Zahlen kann Mikus sich
sehen lassen in Zeiten, in denen viele
Bürger froh sein müssen, wenn sie mit
ihren Ersparnissen überhaupt noch ei-
ne Rendite zusammenbekommen. Die
Managerin traut dem noch jungen
Fonds zu, dass er zum Vorbild für wei-
tere deutsche Staatsfonds wird.

Mikus, 61 Jahre alt, kennt das Invest-
mentgeschäft. Sie arbeitete für den
Versicherungsriesen Allianz, leitete
das Portfoliomanagement bei Union
Investment, dem Fondsanbieter der
Volks- und Raiffeisenbanken. 2012 ging
sie zur Investmentboutique Arabes-
que, die sich auf sozialökologische An-
lagen spezialisiert hat. Vor gut zwei
Jahren wechselte sie aus der Privat-
wirtschaft zum Staat.

„Wir alle sind getragen von der Idee,
den ersten deutschen Staatsfonds auf-
zubauen“, sagt Mikus. So konnte sie
Leute aus oft besser bezahlten Jobs in
den Finanzmetropolen Frankfurt oder
London nach Berlin locken.

Der Auftrag ist längst nicht erledigt,
erst 11,3 Milliarden Euro sind investiert.
Der Rest liegt weiterhin auf Konten der
Deutschen Bundesbank – und macht
keinen Gewinn, sondern Verlust. Wie
auf hohe Einlagensummen heute üblich
verlangt die Bundesbank Strafzinsen.
„Etwas mehr als 60 Millionen Euro“
muss der Fonds in diesem Jahr abfüh-
ren, sagt Mikus, vergangenes Jahr wa-
ren es 86 Millionen Euro. 

Die Verluste nimmt sie hin, sie sind
Teil ihres Plans. Erst im Jahr 2025 soll
alles Geld investiert sein. „Es zahlt sich
aus“, sagt Mikus, „dass wir nach und
nach das Geld anlegen.“ Zum Jahres-
wechsel etwa sei viel Geld in Aktien
und Anleihen geflossen, als die Kurse
später nach oben gingen, habe der
Fonds davon „extrem gut profitiert“.
Mikus’ Strategie: Schrittweise anlegen,
breit streuen. So, sagt sie, würde sie es
jedem Privatanleger raten. 

Sie hat viele Freiheiten, wie sie vor-
geht. „Unser Mandat ist die Renditeer-
zielung, sonst nichts“, sagt sie. Für ge-
zielte Förderpolitik, etwa um Elektro-
mobilität zu stärken, darf die Politik die

Milliarden nicht nutzen. Aber nachhal-
tig soll die Anlage sein, zumindest ein
bisschen. Aktien von Unternehmen, die
mit Atomkraft Geld verdienen, sind ta-
bu. Aktien von Autobauern und Flugli-
nien dürfen ins Portfolio. Es reicht,
wenn sie ein gewisses Maß an sozialen
und ökologischen Kriterien erfüllen.
Mikus verteidigt diesen eher laxen Kli-
ma-Ansatz: „Der Effekt ist spürbarer,
wenn wir in Unternehmen investieren,
die sich zum Beispiel beim CO2-Ausstoß
noch verbessern können, als nur in So-
larparks, die schon klimaneutral sind.“

In den Anfangswochen saß Mikus al-
lein mit ihren zwei Vorstandskollegen
und einem Juristen in provisorischen

Räumen im Bundeswirtschaftsministe-
rium. „Es gab keine detaillierte Arbeits-
anweisung, wie ein Staat mehr als 20
Milliarden Euro über 80 Jahre hinweg
anzulegen hat“, sagt sie. Also mussten
sie alles selbst aufbauen, Finanzbuch-
haltung, Personalwesen, Risikomanage-
ment. Sie brauchten eine Anlagestrate-
gie und mussten entscheiden, was der
als öffentlich-rechtliche Stiftung aufge-
setzte Fonds selbst macht und welche
Projekte an externe Dienstleister ver-
geben werden. Der Job fordert Geduld,
sagt Mikus: „Der Prozess der öffentli-
chen Auftragsvergabe kann recht lang-
wierig sein.“ Sie musste außerdem ler-
nen, dass allzu eigenständig agierende
Führungskräfte innerhalb der Staats-
maschinerie mit ihren Hierarchien eher
ungern gesehen werden. Man hat sie
mehr als einmal zurückgepfiffen.

Das hindert sie nicht daran, über ih-
ren Auftrag hinauszudenken. „Der Ken-
fo hat eine Struktur geschaffen, die Ori-
entierung geben könnte für andere
Fonds des deutschen Staates“, sagt sie.
Auf der ersten Etage des Lenzhauses ist
alles vorhanden, was auch für andere
Staatsfonds nützlich wäre: Strategie-
entwicklung, Vermögensmanagement,
Risikomanagement. Und der gute Ruf
hilft, die Kosten im Griff zu behalten.
„Als Staatsfonds genießt der Kenfo eine
sehr gute Stellung im Markt, man
möchte mit uns Geschäfte machen“,
sagt Mikus. Deshalb erziele man „sehr
wettbewerbsfähige Konditionen“. Ge-
naue Zahlen nennt sie nicht.

Ziele, für die sich weitere Staats-
fonds lohnen könnten, gibt es: Infra-
strukturförderung und Altersvorsorge
gehören dazu. In der Bundesregierung
zeigt man sich offen gegenüber solchen
Vorschlägen. Man verfolge diese mit In-
teresse und stehe hierzu im üblichen
Austausch mit der Wissenschaft, heißt
es aus dem Bundesfinanzministerium.
Im Wirtschaftsministerium verweist
man auf die Frage, ob der Kenfo weite-
ren Staatsfonds als Plattform dienen
könne, etwa im Bereich Altersvorsorge,

auf die laufenden Beratungen der Ren-
tenkommission. Die hat den Auftrag,
bis März nächsten Jahres ein Konzept
für die Alterssicherung in Deutschland
ab dem Jahr 2025 zu finden.

Ob Anja Mikus bis dahin bleibt, lässt
sie offen. Ihr Vertrag läuft erst einmal
bis Ende 2020. In den nächsten Wo-
chen steht der Einstieg bei dem ersten
Private-Equity-Fonds an. Auch das ist
für den deutschen Staat Neuland. Vor
wenigen Jahren nannten Politiker diese
Fonds noch Heuschrecken.

„Richtig Geld verdient“: Staatsfondschefin Anja Mikus
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